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Teil I Allgemeines

§ 1

Privatrechtliche Entgelte für die Abwasserbeseitigung

Der Wasserverband „Leine-Süd" (im Folgenden: Verband) entsorgt auf der Grundlage

seiner Abwasserbeseitigungssatzung vom 24.08.2016 gem. § 96 des niedersächsischen

Wassergesetzes (NWG) und hessischem Wassergesetz (HWG) Abwasser (Schmutzwas-
ser und Niederschlagswasser) auf dem Gebiet seiner Mitgliedsgemeinden über zentrale

und dezentrale Abwasserentsorgungsanlagen. Der Verband berechnet für die Abwasser-

beseitigung von den Anschlussnehmern/Kunden privatrechtliche Entgelte. Hierfür gelten
die nachfolgenden Bedingungen.

§ 2

Begriffsbestimmungen

Für diese AEB gelten die Begriffsbestimmungen des § 2 der Abwasserbeseitigungssat-

zung entsprechend.

§ 3

Vertragsschluss

(1) Der Verband schließt den Abwasserentsorgungsvertrag mit dem Grundstückseigen-

tümer, Erbbauberechtigten oder sonst zur Nutzung eines Grundstückes dinglich Be-

rechtigten (Kunde) ab. Nimmt der Verband vom Kunden Schmutz und Nieder-

schlagswasser ab, so handelt es sich um zwei unterschiedliche Vertragsverhältnisse.

Steht das Eigentum oder ein sonstiges dingliches Nutzungsrecht an einem Grund-

stück mehreren Personen gemeinschaftlich zu, so wird der Vertrag mit alien Eigen-

tümern oder dinglich Nutzungsberechtigten abgeschlossen.

(2) Tritt an die Stelle eines Grundstückseigentümers eine Gemeinschaft von Wohnungs-

eigentümern im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes, mit alien Wohnungseigen-

tümern abgeschlossen. Die Wohnungseigentümer haften als Gesamtschuldner. Sie

verpflichten sich, den Verwalter oder eine andere Person zu bevollmächtigen, alle

Rechtsgeschäfte, die sich aus dem Wasserversorgungsvertrag ergeben, mit Wirkung

für und gegen alle Wohnungseigentümer mit dem Verband abzuschließen und perso-
nelle Änderungen, die die Haftung der Wohnungseigentümer berühren, dem Verband

unverzüglich mitzuteilen. Wird ein Bevollmächtigter nicht benannt, so sind die an ei-

nen Wohnungseigentümer abgegebenen Erklärungen des Verbandes auch für die

übrigen Wohnungseigentümer rechtswirksam.

(3) Der Abwasserentsorgungsvertrag soil schriftlich abgeschlossen werden. Er kommt

auch durch die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtung

zustande. Der Kunde ist in diesem Fall verpflichtet, dies dem Verband unverzüglich

mitzuteilen.

(4) Wohnt der Kunde nicht im Inland, so hat er dem Verband einen Zustellungsbevoll-

mächtigte zu benennen.
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(5) Ist der Vertragspartner der Grundstückseigentümer, so kann er im Falle des Über-

gangs des dinglichen Nutzungsrechts am Grundstück auf einen Dritten den Abwas-

serentsorgungsvertrag mit vierwöchiger Frist zum Ende des darauf folgenden Kalen-

dermonats kündigen. Ist Vertragspartner ein sonst zur Nutzung eines Grundstücks

dinglicher Berechtigter, gilt Satz 1 im Falle eines Wegfalls seines Nutzungsrechts

entsprechend. Die Kündigung bedarf der Schriftform.

(6) Der Verband ist verpflichtet, jedem Kunden bei Vertragsabschluss, im Übrigen auf

Verlangen, die dem Vertrag zugrundeliegenden allgemeinen Entsorgungsbedingun-

gen unentgeltlich zu übermitteln.

(7) Tritt an die Stelle des Verbandes ein anderes Unternehmen in die sich aus dem Ab-

wasserentsorgungsvertrag ergebenden Rechte und Pflichten ein, so bedarf es hierfür

nicht der Zustimmung des Kunden. Der Unternehmenswechsel ist öffentlich bekannt

zu geben.

Teil II Baukostenzuschüsse und Anschlusskosten

§ 4

Baukostenzuschuss (BKZ)
Grundlagen und Gegenstand

(1) Zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbes-

serung und Erneuerung der zentralen Schmutzwasserbeseitigungsanlage und der

zentrale Niederschlagswasseranlage werden Baukostenzuschüsse (BKZ) von den

Grundstückseigentümern oder den Ihnen gem. § 3 gleichgestellten Personen berech-

net. Die Berechnung erfolgt getrennt für Schmutz— und Niederschlagswasser.

(2) Der BKZ deckt auch die Kosten für den ersten Grundstücksanschluss (Anschlusska-
nal vom Hauptsammler bis zur Grenze des zu entwässernden Grundstücks).

(3) Kunden, die bereits von den Mitgliedsgemeinden nach den Bestimmungen des kom-

munalen Abgabenrechts zu Beiträgen herangezogen wurden, werden zu einem Bau-

kostenzuschuss für dieselbe Maßnahme nicht erneut herangezogen.

§ 5

Berechnung des Baukostenzuschusses

für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung

(1) Der BKZ für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung wird nach einem nutzungsbezo-

genen Maßstab berechnet.

Für das erste Vollgeschoss werden 100 % und für jedes weitere Vollgeschoss 60%

der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht.
Dabei gelten als Vollgeschoss alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschrif-

ten Vollgeschosse sind. Besteht im Einzelfall wegen der Besonderheiten des Bau-

werks in ihm kein Vollgeschoss i. S. der Landesbauordnung, so werden bei gewerb-
lich oder industriell genutzten Grundstücken je vollendete 3,50 m und bei allen in an-

derer Weise baulich genutzten Grundstücken je vollendete 2,40 m Höhe des Bau-

werks (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss gerechnet.
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Kirchen und die sakralen Gebäude anderer Religionsgemeinschaften werden als ein-

geschossige Gebäude behandelt.

(2) Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken,

a) die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, die-

jenige Fläche, für die der Bebauungsplan eine bauliche oder gewerbliche Nut-

zung festsetzt.

b) die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen oder die über die

Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Fläche, die von der Satzung

dem Innenbereich zugeordnet wird,

c) die insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils (§ 34

BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks,

d) die teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im Außenbereich

(§ 35 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, höchstens jedoch die

Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze und einer Linie, die in einem

gleichmäßigen Abstand von 40 m dazu verläuft; bei Grundstücken, die nicht an

eine Straße angrenzen oder nur durch einen zum Grundstück gehörenden Weg

mit ihr verbunden sind, die Fläche zwischen der der Straße zugewandten
Grundstücksseite und einer Linie, die im gleichmäßigen Abstand von 40 m zu ihr

verläuft;

e) die über die sich nach lit, a), b) und d) ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder

gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze bzw.

der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer Linie hierzu, die in dem

gleichmäßigen Abstand verläuft, der der übergreifenden Bebauung oder gewerb-
lichen Nutzung entspricht;

f) für die durch Bebauungsplan die Nutzung als Wochenendhausgebiet oder eine

sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist

(z. B. Dauerkleingärten, Camping und Festplätze, nicht aber Flächen für die

Landwirtschaft, Sportplätze und Friedhöfe) oder die innerhalb eines im Zusam-

menhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, 75 °A

der Grundstücksfläche:

g) für die durch Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz oder als Friedhof festge-

setzt ist oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34

BauGB) tatsächlich so genutzt werden, sowie bei Grundstücken, für die durch

Bebauungsplan die Nutzung als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt ist, die

Grundfläche der an die Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Baulichkei-

ten geteilt durch die GRZ 0,2, höchstens jedoch die Gesamtfläche des Grund-

stücks. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet,
dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Bau-

lichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze

durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grund-

stück erfolgt;

h) die im Außenbereich liegen und bebaut sind, die Grundfläche der an die Wasser-

versorgungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2,

höchstens jedoch die Gesamtfläche des Grundstücks. Die so ermittelte Fläche

wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils
im gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei
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bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine

gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt;

i) im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und für die durch eine rechtsverbindliche

Fachplanung (Planfeststellung, bergrechtlichen Betriebsplan oder ähnlicher

Verwaltungsakt) eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen
Ist (z. B. Abfalldeponie, Untergrundspeicher pp.), die Fläche des Grundstücks,

auf die sich die rechtsverbindliche Fachplanung (Planfeststellung, Betriebsplan

oder ähnlicher Verwaltungsakt) bezieht, wobei solche Flächen unberücksichtigt

bleiben, die von der Wasserversorgung keinen wirtschaftlichen Vorteil haben.

Als Zahl der Vollgeschosse gilt bei Grundstücken

a) die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, die

im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse;

b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der bauli

chen Anlagen festgesetzt ist, in Kern-, Gewerbe-, Industrie und Sondergebieten

i. S. von § 11 Abs. 3 Baunutzungsverordnung die durch 3,5 und in allen anderen

Gebieten die durch 2,3 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe, wobei bei Bruch-

zahlen bis 0,49 abgerundet und bei Bruchzahlen ab 0,5 auf ganze Zahlen aufge-

rundet wird;

c) für die im Bebauungsplan anstelle der Zahl der Vollgeschosse eine Bau-

massenzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassen-

zahl, wobei bei einer Bruchzahl bis 0,49 abgerundet wird;

d) auf denen nur Garagen, Stellplätze oder eine Tiefgaragenanlage errichtet werden

dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene;

e) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die

Höhe der baulichen Anlagen noch die Baumassenzahl bestimmt ist, wenn

aa) für sie durch Bebauungsplan eine Nutzung als Fläche für die Landwirt-

schaft festgesetzt ist, die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse;

bb) für sie durch Bebauungsplan eine Nutzung als VVochenendhausgebiet

festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoss,

cc) sie in anderen Baugebieten liegen, der in der näheren Umgebung überwie-

gend Vorhandene (§ 34 BauGB) Berechnungswert nach lit. a)-c);
f) für die durch Bebauungsplan eine sonstige Nutzung ohne oder mit nur unterge-

ordneter Bebauung festgesetzt ist (z. B. Dauerkleingärten, Camping-, Sport und

Festplätze sowie Friedhöfe) oder die außerhalb von Bebauungsplangebieten

tatsächlich so genutzt werden, die Zahl von einem Vollgeschoss;

g) auf denen aufgrund von Ausnahmen oder Befreiungen die Zahl der festgesetzten

oder durch Umrechnung ermittelten Vollgeschosse überschritten wird, die ta

sächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse,

h) die ganz oder teilweise innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles

liegen, wenn sie

aa) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse,

bb) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend

vorhandenen Vollgeschosse;

i) die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und bebaut sind, die Zahl der Vollge-

schosse der angeschlossenen Baulichkeit;
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j) im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellungsbeschluss, berg-

rechtlichen Betriebsplan oder ähnlichen Verwaltungsakt eine der baulichen Nut-

zung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z. B. Abfalldeponie, Untergrundspei-

cher o. ä.), die im Planfeststellungsbeschluss oder ähnlichem Verwaltungsakt für

zulässig erklärte Vollgeschosszahl; bei Fehlen einer solchen Festsetzung die

Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, mindestens aber ein Vollge-

schoss;

(4) Der Baukostenzuschusssatz pro m2 ergibt sich aus den Tarifregelungen. Die BKZ

Sätze für die Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der zentralen Abwasser-

anlagen werden im Einzelfall unter Angabe des Tatbestandes in besonderen Be-

dingungen festgelegt.

§ 6

Berechnung des Baukostenzuschusses

für die zentrale Niederschlagswasserbeseitigung

(1) Der BKZ wird bei der Niederschlagswasserbeseitigung nach dem Grundflächenmaß

stab berechnet. Zur Ermittlung der BKZ-pflichtigen Fläche wird die Grundstücksfläche

mit der Grundflächenzahl vervielfacht.

(2) Bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan eine sonstige Nutzung ohne oder mit

nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist oder die tatsächlich so genutzt werden

(z.B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Sport und Festplätze sowie Friedhöfe), so

wie bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Fläche für die

Landwirtschaft festgesetzt ist, werden 75% der Grundstücksfläche in Ansatz ge
bracht. Für alle anderen Grundstücke gilt § 5 Abs. 2 entsprechend.

(3) Als Grundflächenzahl nach Abs. 1 gilt,
a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzten höchstzulässige

Grundflächezahl;

b) soweit kein Bebauungsplan besteht oder im Bebauungsplan keine Grundflä-

chenzahl bestimmt ist,

in Kleinsiedlungs-, Wochenendhaus und Campingplatzgebieten 0,2

in Wohn-; Dorf-, Misch und Ferienhausgebieten 0,4

in Gewerbe-, Industrie und Sondergebieten i. S. v. § 11

Baunutzungsverordnung) 0,8

in Kerngebieten 1,0

c) für selbständige Garagen und Einstellplatzgrundstücke 1,0

d) für Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB) und für Grundstücke,

für die durch Bebauungsplan landwirtschaftliche Nutzung

festgesetzt ist, bei Friedhöfen, Sport und Festplätzen

und Schwimmbädern 0,2

e) für Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB), die aufgrund

einer rechtsverbindlichen Fachplanung abwasserrelevant nutzbar

sind, bezogen auf die Fläche nach Abs. 2). 1,0

(4) Die Gebietseinordnung richtet sich für Grundstücke,

a) die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, nach der Festsetzung

im Bebauungsplan.
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b) die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils liegen (§ 34 BauGB),
nach der vorhandenen Bebauung in der näheren Umgebung.

(5) Der Baukostenzuschusssatz pro m2 ergibt sich aus den Tarifregelungen. Die BKZ

Sätze für die Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der zentralen Abwasseran-

lagen werden im Einzelfall unter Angabe des Tatbestandes in besonderen Bedingun-

gen festgelegt.

§ 7

Entstehen der BKZ-Pflicht

Die Verpflichtung zur Zahlung des Baukostenzuschusses entsteht mit dem tatsächlichen

Anschluss an die jeweilige öffentliche Einrichtung, frühestens jedoch mit dessen Geneh-

migung.

§ 8

Kosten für Grundstücksanschlüsse

(1) Der jeweils erste Grundstücksanschluss ist durch die Zahlung des BKZ abgegolten.

Wird für ein Grundstück oder für eine von einem Grundstück, für das der BKZ bereits

bezahlt wurde, abgeteilte und verselbständigte Fläche ein weiterer Grundstücksan-

schluss hergestellt, so sind die Kasten dieses Grundstücksanschlusses dem Verband

in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten:

(2) Der Grundstückseigentümer oder die ihm gleichgestellte Person trägt die Kosten für

von ihm beantragte oder sonst von ihm veranlasste Veränderungen des Grund-

stücksanschlusses.

(3) Die Kosten für Prüfungen, Abnahmen, Freigabe und Überwachung der Grundstück-

sentwässerungsanlagen sind dem Verband ebenfalls zu erstatten.

§ 9

Zahlungspflichtiger

(1) Baukostenzuschüsse und die Kosten für Grundstücksanschlüsse hat derjenige zu

zahlen, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe der Rechnung Eigentümer des Grund-

stücks ist. ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Ei-

gentümers der Erbbauberechtigte zahlungspflichtig.

Mehrere Baukostenzuschusspflichtige haften als Gesamtschuldner.

(2) Bei Wohnungs und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs und Teileigentümer

nur entsprechend ihrem Miteigentumsteil zahlungspflichtig.

§ 10

Vorauszahlungen

Der Verband kann für Baukostenzuschüsse und Anschlusskosten angemessene Voraus-

zahlungen verlangen. Die Vorauszahlungen werden 1 Monat nach Zugang der Rechnung

über die Vorauszahlung fällig.
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§ 11

Fälligkeit, Verzugs und Stundungszinsen

(1) Baukostenzuschüsse und Anschlusskosten sind einen Monat nach Zugang der

Rechnung fällig. Als Zahlungstag gilt bei Überweisungen der Tag der Gutschrift. Ein-

wendungen gegen diese Rechnungen sind nur binnen eines Monats zulässig; nach

Ablauf dieser Frist gelten die Rechnungen als anerkannt.

(2) Verzugszinsen werden mit einem Satz von 5 % über dem Basiszinssatz der Bundes-

bank berechnet.

(3) Für gestundete Forderungen werden Stundungszinsen berechnet. Die Höhe der

Stundungszinsen beträgt 5 %.

Tell Ill — Benutzungsentgelt

§ 12

Benutzungsentgelt

Schmutzwasser

(1) Das Benutzungsentgelt wird nach der Schmutzwassermenge bemessen, die in die

öffentliche Schmutzwasseranlage des Verbandes gelangt. Berechnungseinheit für

das Entgelt ist ein Kubikmeter (cbm) Abwasser.

(2) Als in die öffentliche Schmutzwasseranlage gelangt gelten
a) die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen

zugeführte und durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge,

b) die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte
Wassermenge.

(3) Hat ein Wasserzähler nicht richtig oder überhaupt nicht angezeigt, so wird die Was-

sermenge durch den Verband unter Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres
und unter Berücksichtigung der begründeten Angaben des Anschlussnehmers ge-

schätzt.

(4) Die Wassermengen nach Absatz 2 Buchst. b) hat der Kunde dem Verband für den

abgelaufenen Bemessungszeitraum von einem Kalenderjahr innerhalb der folgenden

zwei Monate anzuzeigen. Sie sind durch Wassermesser nachzuweisen, die der An-

schlussnehmer auf seine Kosten einbauen muss. Die Wassermesser müssen den

Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen. Wenn der Verband auf solche Mess-

einrichtungen verzichtet, kann er als Nachweis über die Wassermengen prüfbare Un-

terlagen verlangen. Er ist berechtigt, die Wassermengen zu schätzen, wenn diese auf

andere Weise nicht ermittelt werden können.

(5) Wassermengen, die nachweislich nicht in die Schmutzwasseranlage des Verbandes

gelangt sind, werden auf Antrag abgesetzt. Der Antrag ist nach Ablauf des Erhe-

bungszeitraumes (§ 29) innerhalb zweier Monate beim Verband einzureichen. Für

den Nachweis gilt Abs. 4 Satz 2 bis 4 sinngemäß. Der Verband kann auf Kosten des

Antragstellers ein Gutachten anfordern. Zuviel erhobene Entgelte sind zu verrechnen

oder zu erstatten.

(6) Werden Nutzungsanlagen für Niederschlagswasser betrieben (z. B. für Waschwasser

oder Toilettenspülung), aus denen Schmutzwasser anfällt, so sind die in den
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Schmutzwasserkanal eingeleiteten Mengen durch geeichte Wasserzähler nachzuwei-

sen.

§ 13

Benutzungsentgelt

Niederschlagswasser

(1) Für die Einleitung von Niederschlagswasser in die Abwasseranlagen des Verbandes

wird ein Benutzungsentgelt festgesetzt. Grundlage für die Berechnung des Nieder-

schlagswasserentgelts ist die überbaute und befestigte Fläche eines Grundstücks,

von der Niederschlagswasser in die öffentlich Niederschlagswasseranlage des Ver-

bandes gelangen kann. Berechnungseinheit für das Benutzungsentgelt ist der volle

abgerundete Quadratmeter (qui) überbauter und befestigter Grundstücksfläche.

(2) Das Entgelt wird berechnet aus der Summe der befestigten Flächen multipliziert mit

dem Abflussbeiwert und dem Preis pro qm.

(3) Der Abflussbeiwerten beträgt für

a) Dachflächen 100 cYcp

b) Flächen aus Asphalt, Beton, verfugten Platten

und verfugtem Pflaster 70 %

c) Verbundsteine, unverfugte Platten und unverfugtes Pflaster 60 %

d) Rasengittersteine, Schotter, Kies und Asche 30 %

e) Ökopflaster 30 %

f) Gründächer 10 %

(4) Werden Regenwassernutzungsanlagen betrieben, so bleibt die Fläche von der das

Niederschlagswasser in diese Anlagen eingeleitet wird, bei der Feststellung der Be-

rechnungsfläche außer Ansatz, sofern die Regenwassernutzungsanlage über eine

Kapazität von mindestens 3 cbm je 100 qm angeschlossener Fläche verfügt.

(5) Werden Anlagen zur Versickerung oder Speicherung von Niederschlagswasser be-

trieben und haben diese Anlagen einen Notüberlauf zu den Anlagen des Verbandes,

so wird das sich aus der befestigten Fläche ergebende Niederschlagswasserentgelt

auf 10 v. Hundert reduziert. Voraussetzung ist ein Stauvolumen von mindestens 2,0

cbm je 100 qm angeschlossener Fläche in der Anlage zur Versickerung oder Spei-

cherung des Niederschlagswassers.

(6) Der Verband kann von den Grundstückseigentümern eine Aufstellung der überbauten

und befestigten Flächen ihrer Grundstücke verlangen. Soweit es erforderlich ist, kann

der Verband einen Lageplan im Maßstab 1:1000 fordern, aus dem sämtliche über-

bauten und befestigten Flächen und die Art ihrer Befestigung dargestellt sind sowie

die Flächen, von denen Niederschlagswasser in die Abwasseranlage gelangen kann.

Bei Grundstücken, für die keine prüffähigen Angaben der Entgeltpflichtigen vorliegen,

wird die befestigte Fläche durch den Verband im Wege der Schätzung ermittelt.
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§ 14

Entstehen der Entgeltpflicht

Die Entgeltpflicht entsteht mit der Einleitung des Schmutzwassers bzw. des Nieder-

schlagswassers in die jeweilige öffentliche Einrichtung des Verbandes. Die Entgeltpflichti-

gen haben die Berechnungsgrundlagen und ihre Änderung dem Verband innerhalb eines

Monats nach Eintritt der Entgeltpflicht oder der Änderung dem Verband mitzuteilen.

§ 15

Abrechnung

Fälligkeit

Abschlagszahlungen

(1) Das Benutzungsentgelt wird nach Wahl des Verbandes monatlich oder in anderen

Zahlungsabschnitten, die jedoch zwölf Monate nicht wesentlich überschreiten dürfen,

abgerechnet. Es wird 14 Tage nach seiner Berechnung fällig.

(2) Wird das Benutzungsentgelt für mehrere Monate abgerechnet, so kann der Verband

für die nach der letzten Abrechnung angefallene Schmutzwassermenge Abschlags-

zahlungen verlangen. Diese sind anteilig für den Zeitraum der Abschlagszahlung ent-

sprechend der Schmutzwassermenge im zuletzt abgerechneten Zeitraum zu berech-

nen. Ist eine solche Berechnung nicht möglich, so bemisst sich die Abschlagszahlung

nach der durchschnittlichen Schmutzwassermenge vergleichbarer Kunden. Macht der

Kunde glaubhaft, dass seine Schmutzwassermenge erheblich geringer ist, so ist dies

angemessen zu berücksichtigen.

(3) Ändern sich die Entgelte, so können die nach der Entgeltänderung anfallenden Ab-

schlagszahlungen mit dem Vomhundertsatz der Entgeltänderung entsprechend an-

gepasst werden.

(4) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Abschlagszahlungen verlangt wurden,

so ist der übersteigende Betrag unverzüglich zu erstatten, spätestens aber mit der

nächsten Abschlagsforderung zu verrechnen. Nach Beendigung des Entsorgungs-

verhältnisses sind zuviel gezahlte Abschläge unverzüglich zu erstatten.

§ 16

Entgeltpflichtiger

(1) Entgeltpflichtig ist derjenige, der im Abrechnungszeitraum Kunde I. S. d. § 3 dieser

Bedingungen war. Abweichend von Satz 1 ist bei der zentralen Niederschlagswas-

serbeseitigung von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen auch der Straßenbau-

lastträger entgeltpflichtig.

(2) Wechselt der Kunde innerhalb des Abrechnungszeitraums, so sind der alte und der

neue Kunde verpflichtet, den Verband über diesen Wechsel zu benachrichtigen.

(3) Bis zu einer entsprechenden Mitteilung an den Verband haftet der alte Kunde neben

dem neuen als Gesamtschuldner für die Entgelte.
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§ 17

Vertragsstrafe

(1) Leitet der Kunde Schmutzwasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbrin-

gung einer Messeinrichtung ein, so ist der Verband berechtigt, eine Vertragsstrafe zu

verlangen.

Dabei kann höchstens vom fünffachen derjenigen Menge ausgegangen werden, die

sich auf der Grundlage der Vorjahresmenge anteilig für die Dauer der unbefugten Ein-

leitung ergibt. Kann die Vorjahresmenge des Kunden nicht ermittelt werden, so ist

diejenige vergleichbare Kunde zugrunde zu legen. Die Vertragsstrafe ist nach den für

den Kunden geltenden Preisen zu berechnen.

(2) Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kunde vorsätzlich oder

grob fahrlässig die Verpflichtung verletzt, die zur Preisbildung erforderlichen Angaben

zu machen. Die Vertragsstrafe beträgt das Zweifache des Betrages, den der Kunde

bei Erfüllung seiner Verpflichtung nach den für ihn geltenden Preisen zusätzlich zu

zahlen gehabt hätte.

(3) Ist die Dauer der unbefugten Benutzung oder der Beginn der Mitteilungspflicht nicht

festzustellen, so kann die Vertragsstrafe nach vorstehenden Grundsätzen über einen

festgestellten Zeitraum hinaus für längstens ein Jahr erhoben werden.

Teil IV Schlussbestimmungen

§ 18

Sondervereinbarungen

Soweit die allgemeinen Entgelte und Baukostenzuschüsse im Einzelfall nicht sachgerecht

sind, kann der Verband Sondervereinbarungen abschließen.

§ 19

Laufzeit des Vertrages, Kündigung

(1) Der Entsorgungsvertrag wird auf unbestimmte Dauer geschlossen. Er wird dadurch

beendet, dass er von einer der beiden Seiten mit einer Frist von einem Monat auf das

Ende eines Kalenderjahres gekündigt wird.

(2) Der Benutzer ist nur zur Kündigung berechtigt, wenn

a) das entsorgte Gebäude abgebrochen wird, oder

b) das angeschlossene Grundstück veräußert wird, oder

c) bei ausschließlich gewerblicher Nutzung der Kunde den Gewerbebetrieb einstellt.

(3) Der Verband ist zur Kündigung berechtigt, wenn der Kunde die Menge oder

Beschaffenheit des Abwassers so ändert, dass dadurch die Voraussetzungen für eine

Begrenzung des Anschlussrechts oder des Benutzungsrechts nach der Abwasserbe-

seitigungssatzung erfüllt sind.

(4) Die Kündigung bedarf der Schriftform.

(5) Ohne Kündigung endet der Vertrag, wenn durch Ursachen, die der Verband nicht zu

vertrete hat, z. B. Krieg, innere Unruhen, Erdbeben, Überschwemmungen, Boden
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senkungen und ähnliche Unfälle höherer Gewalt, der Anschluss soweit gebrauchsun-
fähig wird, dass die Fortsetzung des Vertrages unmöglich ist.

§ 20
Änderungsklausel

Diese Bestimmungen und die dazugehörigen Entgelte können geändert und ergänzt wer-

den. Änderungen der AEB werden erst nach öffentlicher Bekanntgabe wirksam. Dies gilt
auch für die dazugehörigen Entgelte, sofern sie nicht dem Benutzer im Einzelfall mitgeteilt

werden.

§ 21

Übergangsregelung

Die vor Inkrafttreten dieser AEB eingeleiteten Genehmigungsverfahren werden nach den

Bestimmungen dieser AEB weitergeführt.

§ 22

Inkrafttreten

Diese AEB tritt zum 01.11.2023 in Kraft.

Friedland, den 28.09.2023

-........+

trete2a,
(Friedrichs)

Verbandsvorsteher

Seite 12 von 12


